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Antragstext: 

Der Landesparteitag möge das bisherige Kapitel 7 („Innere Sicherheit“) des Landespolitischen 5 

Programms durch den neuen Entwurf ersetzen. 

Bisherige Fassung: 

7. Innere Sicherheit 
Die Gewährleistung der Inneren Sicherheit gehört zu den ursprünglichen und 
zentralen Aufgaben des Staates. Das gemeinschaftliche Leben in unserer Gesellschaft 10 
wird immer schwieriger, bedingt durch gezielte Aggression, zunehmender 
Computer- und Internetkriminalität sowie Kinder- und Jugendkriminalität. 

 

7.1 Bessere Polizeipräsenz 
Massiver Personalmangel bei Polizei und Justiz führen dazu, dass man den modernen 15 
Methoden der Kriminalität nicht mehr gewachsen ist. 
Während in Berlin eine deutlich höhere Polizeipräsenz als in Bayern oder Niedersachsen 
zu verzeichnen ist, Niedersachsen zählt 1 Polizisten auf 440 Einwohner, 
verwundert es nicht, dass die Quote der Straftaten proportional höher ist. 
Die ÖDP Niedersachsen fordert flächendeckend eine erhöhte Personalausstattung, 20 
der ‚Schutzmann an der Ecke‘ muss wieder Alltag werden. Eine personelle 
Verstärkung der Polizei für die bessere Besetzung örtlicher Polizeidienststellen 
rund um die Uhr für mehr Bürgernähe. Mehr Polizeipräsenz und Überwachungsmaßnahmen 
an Brennpunkten und sicherheitsrelevanten Plätzen zur Gewährleistung 
der Inneren Sicherheit. Der Stellenabbau bei der Polizei ist umgehend zu 25 
stoppen, der Beruf als solches attraktiver zu gestalten, eine ‚Sonderlaufbahn Polizei‘ 
ins Leben zu rufen. Kompetenz im Bereich ‚Wirtschafts- und Computerkriminalität‘ 
ist durch externe Fachkräfte zu erweitern. 

 

7.2 Strafrechtsreform 30 

Eine Strafrechtsreform ist durchzuführen. Straftaten gegen die körperliche Unversehrtheit 
und gegen sexuelle Selbstbestimmung müssen deutlich härter bestraft 
werden als Eigentumsdelikte. Kommunen muss das Recht eingeräumt werden, 
ein örtlich begrenztes und zeitlich befristetes Alkoholverbot auf öffentlichen 
Plätzen auszusprechen. 35 
Opfer müssen endlich als solche wahrgenommen und die Täter dann auch umfänglich 
zur Verantwortung gezogen werden. 
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7.3 Präventionsmaßnahmen 
Zur Vermeidung von Gewaltdelikten, insbesondere durch Jugendliche, sind Präventionsmaßnahmen 40 
sehr wichtig. Schulen, soziale Institutionen, christliche und 
andersgläubige Einrichtungen sind in die Aufklärungs- und Bildungsarbeit einzubeziehen. 
Über eine Bundesratsinitiative fordern wir, dass Kindern ab 12 Jahren, 
die mit Strafen bedrohte Handlungen begangen haben, mit ‚Sozialarbeit‘ die 
Möglichkeit gegeben werden soll den Weg in die sichere und gewaltfreie Gesellschaft 45 
zurückzufinden. Neben der Prävention ist beim Umgang mit Jugendkriminalität 
die rasche Konsequenz nach der Tat von besonderer pädagogischer Bedeutung, 
eine wesentliche Verkürzung des Strafverfahrens ist einzuführen. 

 

7.4 Polizeieinsätze bei kommerziellen 50 

Großveranstaltungen 
Organisationen, die kommerziell ausgelegte Veranstaltungen abhalten, bei denen 
vorsorglich polizeiliche Schutzmaßnahmen erforderlich sind, müssen die 
Kosten für diese Maßnahmen selber tragen. 
 55 

7.5 Kleinkriminalität 
Kleinkriminalität darf nicht durch Verwaltungsakte statt Aufklärung abgetan 
werden. Den zuständigen Polizeibeamten muss die Möglichkeit gegeben werden 
solche Delikte aufzuklären. 

 60 

7.6 Ansehen von Polizei und Rettungskräften 
Dem immer weiter schwindenden Ansehen von Polizei, Feuerwehr und Rettungskräften 
muss strikt entgegengewirkt werden. Wer diese Einsatzkräfte in ihrer 
Arbeit behindert, muss vorrangig bestraft werden. Die sichere Gesellschaft ist 
die Grundlage für eine soziale Gesellschaft. 65 
Die ÖDP fordert auch eine Kennzeichnung von Polizeibeamten im Dienst, die 
eine zweifelsfreie Identifikation zulässt, um Vergehen zu ahnden. 

 

7.7 Schutz der Persönlichkeitsrechte 
Wir bekennen uns zu den bürgerlichen Freiheitsrechten, wie dem Grundrecht auf 70 
den Schutz privater Daten, dem Telekommunikationsgeheimnis und der Unverletzlichkeit 
der Wohnung durch staatliche Behörden. Unter dem Vorwand der 
Terrorbekämpfung werden durch staatliche Behörden die Freiheitsrechte der 
BürgerInnen ausgehöhlt, ohne dass eine tatsächliche Gefahr für die öffentliche 
Sicherheit und Ordnung betsteht. 75 

 
Wer ÖDP wählt, sagt ja zu einem sicheren Niedersachsen! 

 

Neue Fassung: 

7. Innere Sicherheit 80 

Die Gewährleistung der Inneren Sicherheit gehört zu den ursprünglichen und zentralen Aufgaben des 

Staates. Das gemeinschaftliche Leben in unserer Gesellschaft wird immer schwieriger, bedingt durch 

gezielte Aggression, zunehmender Computer- und Internetkriminalität sowie Kinder- und 

Jugendkriminalität. 



Massiver Personalmangel bei Polizei und Justiz führen dazu, dass man den modernen Methoden der 85 

Kriminalität nicht mehr gewachsen ist. Während die Quote von Beschäftigten der Polizei auf erfasste 

Straftaten in Bayern deutlich höher als in Niedersachsen ist, verwundert es nicht, dass auch die 

Aufklärungsquote in Bayern höher ist. Dementsprechend darf Kleinkriminalität nicht durch 

Verwaltungsakte statt Aufklärung abgetan werden. 

Zur Vermeidung von Gewaltdelikten, insbesondere durch Jugendliche, sind Präventionsmaßnahmen 90 

sehr wichtig. 

Dem immer weiter schwindenden Ansehen von und der zunehmenden, enthemmten Gewalt gegen 

Polizei, Feuerwehr und Rettungskräften muss strikt entgegengewirkt werden. Die sichere 

Gesellschaft ist die Grundlage für eine soziale Gesellschaft.  

Gewaltkriminalität hat viele Gründe. Diese müssen gezielt bekämpft werden. Armut, 95 

Hoffnungslosigkeit, schlechte Bildung und zerrüttete Familien sind einige dieser Gründe. Auch 

psychische Probleme, der Konsum von Drogen und Alkohol und das Fehlen von 

Vorbeugungsmaßnahmen können insbesondere bei Jugendlichen zu Gewalt führen. 

Mit zunehmender Sorge sehen wir Straftaten, bei denen Waffen wie Messer eine Rolle spielen. Dem 

Missbrauch von Messern muss nicht nur in der Theorie entgegengetreten werden, sondern auch in 100 

der Praxis. 

Sollten Straftaten von Ausländern begangen werden, besteht hier zusätzlich die Möglichkeit der 

Abschiebung. 

Wir bekennen uns zu den bürgerlichen Freiheitsrechten, wie dem Grundrecht auf den Schutz privater 

Daten, dem Telekommunikationsgeheimnis und der Unverletzlichkeit der Wohnung durch staatliche 105 

Behörden. Diese Rechte stehen häufig in einem Spannungsverhältnis zum Schutz der Allgemeinheit, 

den Sicherheitsbehörden mit Eingriffen in dieselben Rechte gewährleisten möchten und müssen. 

  

Die ÖDP fordert: 

1.     Die flächendeckende Personalausstattung der Polizei ist notwendig, der ‚Schutzmann an der 110 

Ecke‘ muss wieder Alltag werden und so gut ausgestattet, ausgebildet, geschützt und unterstützt 

sein, dass er nicht zum Ziel von Angriffen wird. 

2.     Für mehr Bürgernähe sind örtliche Polizeidienststellen den ganzen Tag über personell besser zu 

besetzen. 

3.     Besonders an Brennpunkten und sicherheitsrelevanten Plätze sollen mehr Polizeipräsenz und 115 

Überwachungsmaßnahmen die Innere Sicherheit gewährleisten. 

4.     Der Stellenabbau bei der Polizei ist umgehend zu stoppen, der Beruf als solches attraktiver zu 

gestalten. 

5.     Den Polizeibeamten, die sich mit Kleinkriminalität beschäftigen, muss die Möglichkeit gegeben 

werden, solche Delikte aufzuklären. 120 

6.     Kompetenz im Bereich der Wirtschafts- und Computerkriminalität ist durch externe Fachkräfte 

zu erweitern. 

7.     Kommunen muss das Recht eingeräumt werden, ein örtlich begrenztes und zeitlich befristetes 

Alkoholverbot auf öffentlichen Plätzen auszusprechen. 



8.     Opfer müssen als solche wahrgenommen und die Täter auch umfänglich zur Verantwortung 125 

gezogen werden. 

9.  Organisationen, die kommerziell ausgelegte Veranstaltungen abhalten, bei denen vorsorglich 

polizeiliche Schutzmaßnahmen erforderlich sind, müssen die Kosten für diese Maßnahmen selber 

tragen. 

10.  Wer Einsatzkräfte in ihrer Arbeit behindert, muss vorrangig bestraft werden. 130 

11.  Polizeibeamte im Dienst brauchen eine Kennzeichnung, die eine zweifelsfreie Identifikation 

zulässt, um Vergehen zu ahnden. 

12.   Schulen, soziale Institutionen, christliche und andersgläubige Einrichtungen sind in die 

Aufklärungs- und Bildungsarbeit zur Gewaltprävention einzubeziehen. 

13. Terror und Kriminalität bedrohen Freiheits- und Persönlichkeitsrechte aller Menschen. Der 135 

zunehmenden Gewalt durch Extremismus (z.B. Rechtsextremismus, Linksextremismus, religiöser 

Extremismus) ist unabhängig von ihrer ideologischen Ausrichtung mit einer Politik der „Null-

Toleranz“ zu begegnen. Der Landesverfassungsschutz ist hierzu klar zu positionieren. 

14.  Über eine Bundesratsinitiative fordern wir, dass Kindern ab zwölf Jahren, die mit Strafen 

bedrohte Handlungen begangen haben, mit gemeinnütziger Arbeit die Möglichkeit gegeben werden 140 

soll, den Weg in die sichere und gewaltfreie Gesellschaft zurückzufinden. 

15.  Neben der Prävention ist beim Umgang mit Jugendkriminalität die rasche Konsequenz nach der 

Tat von besonderer pädagogischer Bedeutung, eine wesentliche Verkürzung des Strafverfahrens ist 

einzuführen. 

16.  Um das Risiko von Messerangriffen zu verhindern, sind dauerhaft oder zeitlich begrenzt 145 

Waffenverbotszonen einzurichten, in denen intensiv auf das Führen gefährlicher Gegenstände 

kontrolliert wird. Eine landeseinheitliche Übersichtskarte und entsprechende Schilder sollen auf 

Waffenverbotszonen hinweisen. Außerdem ist konzentriert, allgemein und verdachtsunabhängig auf 

verbotene Gegenstände wie Schusswaffen zu kontrollieren. 

17.  Straffällig gewordene Ausländer sind abzuschieben. 150 

18.   Die Einschränkung bürgerlicher Freiheitsrechte muss stets begründet erfolgen. Sie ist 

zuzulassen, wenn nur durch sie eine ernstzunehmende Gefahr wie ein Terrorakt abgewehrt oder eine 

Straftat aufgeklärt werden kann. 

Wer ÖDP wählt, sagt ja zu einem sicheren Niedersachsen! 

 155 

Begründung: 

Wir empfehlen die Neufassung des Kapitels, um neue Entwicklungen sowie Korrekturen in das 
Landespolitische Programm einfließen zu lassen und ihm eine übersichtlichere Struktur 
(bestehend aus allgemeinen Positionen und konkreten Forderungen) zu geben.  
Inhaltliche Änderungsvorschläge betreffen erstens die Streichung unzutreffender Ausdrücke, 160 

einer Strafrechtsreform, welche auf Bundesebene anzusiedeln wäre, und veralteter Zahlen. 

Zweitens wird neueren Entwicklungen wie Gewalt gegen Polizeibeamte und Rettungskräfte, dem 

Bedarf an Regelungen für Abschiebungen und Messerkriminalität Rechnung getragen. Drittens 

haben wir das Thema der Einschränkung bürgerlicher Freiheitsrechte zum Zwecke der 

Terrorbekämpfung differenzierter formuliert. 165 


